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Die politiſche Bedeutung des Verwaltungsgerichtshofes. (Auszug 
aus einem von Hof- und Gerichtsadvocat Dr. Sigmund Weil gehal- 
tenen Vortrage.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 
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Die politiſche Bedeutung des Verwaltungsgerichtshofes, 


Auszug aus einem von Hof- und Gerichtsadvocat Dr. Sigmund Weil 
gehaltenen Vortrage. “) 

Hochgeehrte Verſammlung! Indem ich an die Löſung meiner 
Aufgabe herantrete, muß ich mich bei der Vieldeutigkeit des Wortes 
„politiſch“ mit Ihnen vor allem Anderen über den Sinn verſtändigen, 
in welchem ich im Titel meines Vortrages von der politiſchen Be— 
deutung des Verwaltungsgerichtshofes ſpreche 

Vorliegend iſt das um ſo nothwendiger, als der juriſtiſche Sprach⸗ 
gebrauch in Oeſterreich bekanntlich adminiſtrative Behörden und Vor⸗ 
ſchriften in einem meinem Vortragsthema gänzlich ferneliegenden Sinne 
ebenfalls als politiſche Behörden, bez. politiſche Vorſchriften be⸗ 
zeichnet, hiedurch aber nur den Gegenſatz dieſer Behörden und Vor— 
ſchriften zu den Juſtizbehörden und Vorſchriften markiren will. 

Es verſteht ſich nun wohl von ſelbſt, daß, wenn ich von der 
politiſchen Bedeutung unſeres Verwaltungsgerichtshofes ſpreche, ich dieſe 
Begriffe nur in einem engeren Sinne verſtanden wiſſen will. 

In dieſem engeren Sinne nun denke ich an eine 1 
regel und nenne unter Zugrundelegung des Welcker'ſchen Staatsbegriffes 
politiſch bedeutſam jede Staatsmaßregel, welche für die Freiheit 
und Wohlfahrt der Staatsbürger von Wichtigkeit iſt. Das 
Thema meines Vortrages iſt daher identiſch mit der Behauptung: 

Die mittelſt des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36, 
erfolgte Errichtung unſeres Verwaltungsgerichtshofes war eine für die Frei⸗ 
heit und die Wohlfahrt der öſterreichiſchen Staatsbürger wichtige Staats⸗ 
maßregel. 


Ich faſſe, Ihnen dies zu beweifen, zunächſt die äußere politiſche 
„Der Vortrag, welchem wir den mitgetheilten Auszug entnehmen, wurde 
an 26. Februar 1885 im politischen Vereine „Eintracht“ in der Joſephſtadt in 

ten abgehalten. Wir reproduciren den weſentlichen Inhalt als erfreuliches 
Zeichen, daß der Gedante der Verwaltungsgerichtsbarkeit ſich in immer weiteren 
Kreiſen Anerkennung erringt. Anm. der Red. 


Bedeutung, oder, was auf eben dasſelbe hinausläuft, die äußere Ent— 
ſtehungsgeſchichte des Verwaltungsgerichtshofes in's Auge und behaupte: 

Die Errichtung des Verwaltungsgerichtshofes im cisleithaniſchen 
Oeſterreich war, ganz abgeſehen davon, daß hiedurch, nachdem ſchon ſeit 
dem Jahre 1867 der Staatsgerichtshof und das Reichsgericht zum Schutze 
gegen Rechtsverletzungen auf anderen Gebieten der Verwaltung eingefiihrt 
worden waren, das Recht der öſterreichiſchen Staatsbürger, die Verwaltüng 
bei Gericht zu verklagen, eine ſehr werthvolle Ergänzung und Bereiche— 
rung erhalten hatte, ich ſage, die Errichtung des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes war, hievon ganz abgeſehen, ſchon deswegen eine Maßregel von 
eminenter politiſcher Bedeutung, weil durch dieſelbe das den öſterreichiſchen 
Staatsbürgern mittelſt des zweifellos hochpolitiſchen Staatsgrundgeſetzes 
über die richterliche Gewalt vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 144, im Art. 15 gegebene kaiſerliche Wort eingelöſt 
worden iſt. 

In dieſem Art. 15 nämlich heißt es zunächſt im erſten Abſatze: 
„In allen Fällen, wo eine Verwaltungsbehörde nach den beſtehenden 
oder künftig zu erlaſſenden Geſetzen über einander widerſtreitende 
Anſprüche von Privatperſonen zu entſcheiden hat, ſteht es dem durch 
dieſe Eutſcheidung in ſeinen Privatrechten Benachtheiligten frei, Abhilfe 
gegen die andere Partei im ordentlichen Rechtswege zu ſuchen.“ 

Dann aber heißt es im zweiten Alinea des Art. 15 anſchließend 
an den erſten Abſatz weiter: 

„Wenn außerdem jemand behauptet, durch eine Entſcheidung 
oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde in ſeinen Rechten verletzt 
zu ſein, ſo ſteht ihm frei, ſeine Anſprüche vor dem Verwaltungsgerichts⸗ 
hofe im öffentlichen, mündlichen Verfahren wider einen Vertreter der 
Verwaltungsbehörde geltend zu machen.“ 

Endlich der dritte kurze Abſatz des Art. 15 lautet: 

„Die Fälle, in welchen der Verwaltüngsgerichtshof zu entſcheiden 
hat, deſſen Zuſammenſetzung, ſowie das Verfahren vor demſelben werden 
durch ein beſonderes Geſetz beſtimmt.“ 

Dieſer uns im Staatsgrundgeſetze über die richterliche Gewalt 
verſprochene Verwaltungsgerichtshof iſt nun mittelſt des bereits Eingangs 
erwähnten Geſetzes geſchaffen worden. 

Es iſt nun allerdings vielfach beſtritten worden, daß der mittelſt 
des Geſetzes vom 22. October 1875 in's Leben gerufene Verwaltungs⸗ 
gerichtshof die Einlöſung des im Staatsgrundgeſetze über die richterliche 
Gewalt dem öſterreichiſchen Staatsbürger gegebenen Wortes war, ünd zwar 
aus dem doppelten Grunde, weil man vor Angehung des Ber- 
waltungsgerichtshofes vorerſt ſämmtliche adminiſtrative Inſtanzen durch— 
laufen müſſe (8 5, Alinea 2 und 3 des gedachten Geſetzes) und weiter, 
weil unſer Verwaltungsgerichtshof ſo organiſirt iſt, daß er zwar die 
vorangegangenen Adminiſtrativerkenntniſſe der Staats- oder Selbſtver⸗ 
waltung als Caſſationshof aufheben, aber nicht ſelbſt reformiren könne. 

Der erſte Anfechtungsgrund ift aber meines Erachtens abſolut 
unrichtig, da es weder einen Sinn hätte, noch gerecht wäre, die Ver⸗ 
waltung beim Richter zu verklagen, ohne vorher die ganze Verwaltung 


beſonders in den höheren und höchſten, 
adminiſtrative Intelligenz repräſentiren, 


welche 
gehört 


allen Inſtanzen, 
höhere 


in 
zugleich die 
zu haben. 

Was den zweiten Einwand betrifft, ſo iſt gewiß, daß die 
Einſetzung eines anders beſchaffenen Verwaltungsgerichtshofes ohne vor⸗ 
ausgegangene durchgreifende Reform der politiſchen Geſetzgebung und 
politiſchen Behörden ein Ding der Unmöglichkeit war. (2) 

Den fortſchrittlich aufſteigenden Weg, welchen die Geſetzgebung 
zwiſchen 1869 und 1875, mit anderen Worten vom Reichsgerichte als 
dem alteren Verwaltungs- oder, genauer geſprochen, Verfaſſungsgerichts⸗ 
hofe bis 1875, dem Geburtsjahre des Geſetzes über die Errichtung eines 
Verwaltungsgerichtshofes, zurückgelegt hat, kann man in der That kaum 
überſehen. 

Welch' ein großer Unterſchied beſteht in dieſer Beziehung zwiſchen 
den dem Reichsgerichte und den dem Verwaltungsgerichtshofe von 
Geſetzeswegen eingeräumten Rechten! Das Reichsgericht hat im Sinne 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, 
8 3, lit. b und des Organiſationsgeſetzes vom 18. April 1869, 
R. G. Bl. Nr. 44, $ 35 in Wahrheit nur die Befugniß, 
Erkenntniſſen auszuſprechen, ob und in welchem Umfange in dem zur 
Entſcheidung vorliegenden Falle die behauptete Verletzung eines politiſchen 
Rechtes des Beſchwerdeführers ſtattgefunden habe. 

Solche Erkenntniſſe bilden nun allerdings, wie Hye, der kundige 
Referent des Reichsgerichtes, in der Einleitung zu ſeiner Sammlung 
der reichsgerichtlichen Erkenntniſſe (S. XXX) mit Recht bemerkt, „nür 
eine rein theoretiſche And nicht einmal caſſatoriſche, viel weniger 
reformirende“ und, wie ich hinzufüge, für die Verwaltungsbehörden jeden⸗ 
falls nur indirect maßgebende Judicatur des Reichsgerichtes. 

Damit nun aber vergleiche man die Beſtimmungen des § / des 
Geſetzes vom 22. October 1875 in ſeinen beiden Abſätzen. Der 
erſte lautet: 


„Findet der Verwaltungsgerichtshof die Beſchwerde gegründet, ſo 


hat er die angefochtene Entſcheidung oder Verfügung unter Angabe der 
Gründe als geſetzwidrig aufzuheben,“ 
und der zweite Abſatz eben desſelben Paragraphen erklärt: 

„Die Verwaltungsbehörden ſind verpflichtet, in der Sache die 
weiteren Verfügungen zu treffen, wobei ſie an die Rechtsanſchauung 
gebunden find, von welcher der Verwaltungsgerichtshof bei ſeinem 
Erkenntniſſe ausgegangen iſt.“ 

Der Beſchwerdeführer, der ſich im Rechte befindet, erreicht auf 
dieſe Weiſe — und das ſcheint denn doch für ihn die Hauptſache 
ſein Ziel nach jeder Richtung. Die ihn beſchwerende Entſcheidung oder 
Verfügung wird durch das Erkenntniß des Verwaltungsgerichtshofes 
ſofort und direct aufgehoben, er wird aber auch pro futuro vor 
neuerlicher Rechtsverletzung durch ein Verwaltungsorgan dadurch geſchützt, 
daß die zu neuerlicher Entſcheidung oder Verfügung beruſenen Ver⸗ 
waltungsbehörden an die in den Gründen des Caſſationserkenntniſſes 
ausgeſprochene Rechtsanſchauung des Verwaltungsgerichtshofes ge— 
bunden ſind. 

Habe ich mich bisher damit beſchäftigt, Ihnen die äußere politiſche 
Bedeutung des öſterreichiſchen Gerichtshofes darzulegen, und geſchah dies, 
indem ich Ihnen die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes als die 
Erfüllung des im Artikel 15 des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche 
Gewalt gemachten Verſprechens nachwies, ſo ſoll nunmehr der zweite 
Theil meines Vortrages dem Verſuche gewidmet ſein, Ihnen die innere 
politiſche Bedeutung, mit anderen Worten aus dem Weſen und der 
Natur der Adminiſtration nachzuweiſen, daß die Errichtung des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes eine für die Freiheit und die Wohlfahrt der 
Staatsbürger wichtige Staatsmaßregel war. 

Ich muß zu dieſem Zwecke vom Weſen des Staates meinen 
Ausgang nehmen. 

Wie das Individuum, ſo hat auch der Staat einen beſtimmten 
Beruf, eine beſtimmte Berufsthätigkeit. 

Worin nun dieſer Beruf und die demſelben entſprechende Thä- 
tigkeit des Staates wohl beſtehe? 

Beſſer, als ich es vermöchte, wird Ihnen auf dieſe Frage der 
Staatsbegriff Welcker's antworten, den Sie in ſeinem und Rotteck's 
Staatslexikon, Band XIII, S. 502 entwickelt finden. 

„Der Staat, reſp. Rechtsſtaat“, heißt es dort, „iſt die organiſche, 
freie, moraliſch perſönliche, ſouveräne Vereinigung eines Volkes, um 
unter Leitung der grundgeſetzlichen conſtitutionellen Regierung die 


in ſeinen 
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rechtliche Freiheit und innerhalb derſelben die Beſtimmung und 
dadurch das Wohl des ganzen Volkes zu verwirklichen.“ 

Die Berufsthätigkeit des Staates iſt darnach die Verwirklichung 
der Freiheit und der Wohlfahrt des ganzen Volkes, und ich zweifle 
nicht, daß Sie, meine Herren, mit einer ſolchen Definition des Staats⸗ 
berufes ſich vollkommen einverſtanden erklären. 

Innerhalb der großartigen, allumfaſſenden Staatsthätigkeit intereſſirt 
mich jedoch für meinen Zweck nur ein, allerdings ſehr bedeutender, 
Bruchtheil derſelben, die bureaukratiſche Staatsthätigkeit. 

So weit nun dieſe Staatsthätigkeit, in welcher ſelbſtverſtändlich 
auch die Thätigkeit der autonomen Organe in Gemeinde, Bezirk und 
Land inbegriffen erſcheint, eine bureaukratiſche iſt oder durch Beamte 
vollzogen wird, iſt ſie wieder entweder eine richterliche, nach der Aus— 
drucksweiſe des Art. 14 des St. G. G. über die richterliche Gewalt 
Rechtspflege, oder fie iſt eine politiſch-adminiſtrative, oder wie 
ich ſie bezeichnen möchte, regierende Thätigkeit. Dieſen beiden Staats⸗ 
thätigkeiten correſpondirt der Organismus der die eine und die andere 


dieſer beiden Thätigkeiten ausübenden richterlichen und politiſchen 
Behörden. 

Das Richteramt in Oeſterreich wird, wie Sie wiſſen, durch 
Einzeln⸗ (Bezirks-) Gerichte und Collegialgerichte gehandhabt, die 


Verwaltung des Staates wird repräſentirt durch die Miniſterien und 
die ihnen ſubordinirten politiſchen Behörden und daneben wirkt in 
Gemeinde, Bezirk und Land die Selbſtverwaltung mit dem ſie 
getreilich begleitenden find begrenzenden ſtaatlichen Oberaufſichtsrechte. 

Es verſchlägt hiebei nichts, daß man in einem gewiffen weiteren 
Sinne auch die richterliche Thätigkeit oder die Rechtspflege als einen 
Zweig der Verwaltung bezeichnen kann und bezeichnet, der innere 
Gegenfatz der richterlichen und adminiſtrativen Thätigkeit wird durch 
eine ſolche Terminologie nicht aus der Welt geſchafft und der äußere 
wird im Rechtsſtaate noch verſchärft durch die Privilegien, mit 
welchen man bei uns und anderwärts den Richterſtand vor dem ganzen 
übrigen Beamtenthume ausgeſtattet hat. 

Laſſen Sie mich bei dieſen Privilegien unſeres Richteramtes 
etwas verweilen. 

Ein Privilegium enthält ſchon der Artikel 14 St. G. G. über 
die richterliche Gewalt, wo es heißt: „Die Rechtspflege wird von der 
Verwaltung in allen Inſtanzen getrennt.“ 

Ich bezeichne den Grundſatz der Trennung der Juſtiz von der 
Adminiſtration, welcher gleichbedeutend mit dem Verbote iſt, ein poli— 
tiſches und ein richterliches Amt in einer Perſon zu vereinigen, als ein 
Privilegium der Juſtiz, weil es für jeden Sachkundigen evident iſt, 
daß die Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung nur im 
Intereſſe der erſteren geſchaffen und ſogar ſtaatsgrundgeſetzlich 
feſtgeſtellt worden iſt. 

Es hat dieſer Grundſatz bei uns nicht immer gegolten und bei 
der großen Jugend unſerer conſtitutionellen Einrichtungen werden ſich 
gewiß Viele von Ihnen noch der gemiſchten Bezirksämter erinnern, 
deren Vorſtand ſich das eine Mal mit der Rechtſprechung, das andere 
Mal wieder mit der Abſtellung der Recruten, der Sanitätspolizei und 
Steuerangelegenheiten u. ſ w. zu befaſſen hatte. 

Die Rechtspflege oder die Juſtiz und die politiſch⸗adminiſtrative 
Thätigkeit ſind aber ſtaatsgrundgeſetzlich nicht nur getrennt, ſondern es 
ſind die Richter auch im Artikel 6 des gleichen St. G. G. über die 
richterliche Gewalt in Ausübung ihres richterlichen Amtes ſelbſtſtändig 
und unabhängig (d. h. von der Adminiſtration unabhängig) erklärt. 

Und nicht nur ſelbſtſtändig und unabhängig find die Richter in 
Gemäßheit des erwähnten Artikels des Staatsgrundgeſetzes, ſie haben noch 
weitere, wichtigere Vorrechte, die ich Ihnen am Beſten durch Vorleſung 
des betreffenden Abſatzes des Artikel 6 St. G. G. mittheile. „Sie (die 
Richter) dürfen, ſagt das 2. Alinea des citirten Artikel 6, nur in den 
vom Geſetze vorgeſchriebenen Fällen und nur auf Grund eines förmlichen 
richterlichen Erkenntniſſes ihres Amtes entſetzt werden. Die zeitweiſe 
Enthebung derſelben vom Amte darf nur durch Verfügung des Gerichts⸗ 
vorſtandes oder der höheren Gerichtsbehörde unter gleichzeitiger Ver⸗ 
weiſung der Sache an das zuſtändige Gericht, die Verſetzung an 
eine andere Stelle oder in den Ruheſtand wider Willen nur 
durch gerichtlichen Beſchluß in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen 
und Formen erfolgen.“ 

Das Geſetz, welches im Staatsgrundgeſetze vom 21. December 1867, 
Nr. 144, über die richterliche Gewalt in Ausſicht genommen wurde, 


erſchien kurze Zeit nach der Publication dieſes Staatsgrundgeſetzes, es iſt das 
Geſetz vom 21. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 46, über die Disciplinarbehandlung 
richterlicher Beamten, und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine 
andere Stelle oder in den Ruheſtand. 

Mag man ſich auch die Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit 
der Richter und die Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung 
in der praktiſchen Handhabung vollkommener vorſtellen können, immerhin 
ſind die Privilegien, mit welchen unſer Staatsgrundgeſetz über die 
richterliche Gewalt den Richterſtand ausgeſtattet hat, bedeutend genug 
um gerade ihm und nur ihm allein und nicht etwa wieder einem auch 
noch ſo hohen Verwaltungsorgane den Schutz des Staatsbürgers wie 
in feinen Privat- fo auch in ſeinen politiſchen Rechten mit aller Beruhigung 
anvertrauen zu können. 

Darum iſt es ein Gerichtshof, der als Staatsgerichtshof über 
Antrag eines der beiden Häuſer des Reichsrathes auf Grund des 
Geſetzes vom 25. Juli 1867, R. G. Bl. Nr. 101, zur Entſcheidung 
gemäß § 2 dieſes Geſetzes berufen iſt, wenn von Mitgliedern des 
Miniſterrathes behauptet wird, daß ſie innerhalb ihres amtlichen 
Wirkungskreiſes durch Handlungen oder Unterlaſſungen vorſätzlich oder 
aus grober Fahrläſſigkeit die Verfaſſung der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder, die Landesordnung eines derſelben oder ein 
anderes Geſetz verletzt haben. 

Darum iſt es ferner ein Gerichtshof, das Reichsgericht, welches 
im Grunde des mehrfach bereits citirten Staatsgrundgeſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 143, über Beſchwerden der Staatsbürger 
wegen Verletzung der ihnen durch die Verfaſſung gewährleiſteten 
politiſchen Rechte auf die bereits früher geſchilderte Art entſcheidet. 
Und darum wurde auch wieder im Jahre 1875 zur Austragung von 
Streitigkeiten, welche ſich auf dem Boden der Verwaltung im engeren 
Sinne ohne gleichzeitig behauptete Verletzung der Verfaſſung oder eines 
Verfaſſungsrechtes ergeben haben, mit allem Fuge ein Gerichtshof, der 
Verwaltungsgerichtshof berufen. 

(Schluß folgt. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die politiſchen Behörden Niederöſterreichs haben bei Wahrneh⸗ 
mung von Straßengebrechen die Abhilfe immer zunächſt von den 
autonomen Organen in Anſpruch zu nehmen. 


(Zu 8 23 des niederöſterreichiſchen Straßengeſetzes vom 29. December 1874, 
L. G. Bl. Nr. 7 ex 1875.) 

Im Zuge der Bezirksſtraße von F. nach E. liegt eine öffentliche 
Brücke über den R. bach, deren Eigenthümer das fürſtlich Bi'ſche 
Fideicommiß iſt. Die Beſchen Fideicommißherrſchaften find an ein 
Lonfortium verpachtet und das Pachtconſortium hat ſich in dem Pacht⸗ 
vertrage der Fideicommißinhabung gegenüber verpflichtet, die an den 
Pachtobjecten nothwendigen Ausbeſſerungen auf ſeine Koſten auszuführen, 
wogegen die etwa nöthig werdenden Neuherſtellungen auf Koſten der 
Fideicommißinhaber vorzunehmen wären. 

Im Sommer des Jahres 1884 zeigte ſich der Bauzuſtand der 
eingangs erwähnten Brücke als ein ſo ſchlechter und ſicherheitsgefährlicher, 
daß eine Abhilfe als dringend nothwendig erſchien. Da ſich aber zwiſchen 
dem Fideicommißinhaber, als Eigenthümer der Herrſchaften und damit 
auch der Brücke, und den Pächtern ein Streit darüber erhob, ob dieſe 
Abhilfe durch eine bloße Ausbeſſerung, ſomit auf Koſten des Pacht⸗ 
conſortiums, oder erſt durch eine gänzliche Neuherſtellung der Brücke, 
jomit uf Koſten des Fideicommißinhabere, zu ſchaffen wäre, wandten 
ſich ſchließlich die Pächter an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft mit der 
Otte, den Zuſtand der Brücke eommiſſionell erheben und ſonach den Eigen- 
n zu einer gänzlichen Neuherſtellung verhalten zu wollen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft wies die Bitte um commiſſionelle 
Erhebung ab und beauftragte — nachdem ihr der ſicherheitsgefährliche 
Zuſtand der Brücke auch anderweitig bekannt geworden war — das 
Pachtconſortium, dieſelbe ſogleich ordentlich herzustellen; die Entſcheidung 
darüber, ob eine bloße Reparatur genüge oder eine gänzliche Neuher⸗ 
ſtellung erforderlich ſei, wurde abgelehnt im Hinblicke auf die blos 
privatrechtliche Bedeutung dieſer Frage für das Verhältniß zwiſchen 
dem Eigenthümer und den Pächtern der Brücke. 

Nachdem die nothwendigſten Ausbeſſerungen an der Brücke im 


Laufe des Sommers noch geſchehen waren, behob die k. k. nied.⸗öſterr. 
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Statthalterei dieſe Entſcheidung auläßlich des gegen dieſelbe von den Pächtern 
ergriffenen Recurſes mit dem Erlaſſe vom 21. October 1884, 3. 48.334, 
inſoweit, als mit derſelben den Pächtern die ordentliche Herſtellung der 
Brücke aufgetragen wurde. Dieſe Entſcheidung wurde damit begründet, 
daß die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Handhabung der ihr nach § 23 
des nied.⸗öſterr. Straßengeſetzes vom 29. December 1874 (L. G. Bl. 
Nr. 7 ex 1875) zuſtehenden Berechtigung, bezw. obliegenden Verpflich⸗ 
tung zur Abſtellung von die Communication hemmenden oder die Sicher⸗ 
heit der Perſon oder des Eigenthumes gefährdenden Straßengebrechen 
die hiezu zunächſt verpflichteten Organe in Anſpruch zu nehmen und, 
als ſolche unmittelbar verpflichteten Organe nicht die Pächter, ſondern 
die Eigenthümer der Brücke vermöge der für dieſe Brücke beſtehenden 
beſonderen — gemäß § 15 des Straßengeſetzes als aufrecht erhalten 
anzuſehenden — Rechtstitel zur entſprechenden Herſtellung zu verhalten 
hatte. Der Recurs gegen die Weigerung der Bezirksbehörde, die von 
den Recurrenten geforderte commiſſionelle Erhebung vorzunehmen, wurde 
zurückgewieſen, weil die Art der Handhabung des Aufſichtsrechtes der 
politiſchen Behörde über den Zuſtand der öffentlichen Straßen aus⸗ 
ſchließlich dem Ermeſſen dieſer Behörden überlaſſen bleiben muß, und 
den betheiligten Parteien ein Recht auf eine beſtimmte Art dieſer Aus⸗ 
übung nicht zuſteht.) 

Der Fideicommißinhaber als Brückeneigenthümer recurrirte gegen 
dieſe Statthalterei-Entſcheidung an das k. k. Miniſterium des Innern. 
Das letztere hat mit Erlaß vom 22. März 1885, Z. 744, die Ent⸗ 
ſcheidungen der erſten zwei Inſtanzen behoben, da es ſich um eine 
öffentliche, im Zuge einer Bezirksſtraße gelegene Brücke handelt, nach 
§ 23 des nied.⸗öſterr. Straßengeſetzes die politiſchen Behörden in Fällen, 
wo durch vorgefundene Gebrechen au Straßen oder Brücken die 
Communication gehemmt oder die Sicherheit der Perſon oder des 
Eigenthumes gefährdet iſt, zwar die erforderliche Abhilfe von den hiezu 
zunächſt verpflichteten Organen, worunter die in dieſem Geſetze berufenen 
autonomen Organe verſtanden ſind, in Anſpruch nehmen, keineswegs 
aber einzelne, eventuell zur Herſtellung oder Erhaltung ſolcher Straßen 
oder Brücken, welche im Sinne dieſes Geſetzes öffentliche find, Ver— 
pflichtete hiezu verhalten können und auch die weiteren Vorausſetzungen 
des citirten Paragraphen für eine Ingerenz der politiſchen Behörden 
derzeit, nachdem mittlerweile die nothwendigſten Vorkehrungen zur 
Erhaltung dieſer Brücke getroffen wurden, nicht vorhanden find“ — und 
den Auftrag erlaſſen, den Bezirksſtraßenausſchuß zur weiteren Veranlaſſung 
entſprechend zu verſtändigen. , J. Ib, 


Die Koften einer behufs Hereinbringung von Steuerrückſtänden 

durchgeführten Mobilarexecution genießen bei Vertheilung des 

Meiſtbotes für die das Steuerobject bildende Liegenſchaft kein 
Vorzugsrecht. 

Bei Vertheilung des Meiſtbotes für die in der Executionsſache 
des Aerars gegen Johann K. verſteigerte Liegenſchaft des Letzteren 
wurden vom k. k. Bezirksgerichte Adelsberg nebſt den Realſteuern auch 
die Koſten einer zu deren Hereinbringung vorgenommenen (ſogenannten 
politiſchen) Mobilarexecution per 6 fl. 40 kr. als Vorzugspoſt zugewieſen. 
Das Gericht ging hiebei von der Anſchauung aus, daß die Vorſchriften 
des § 16 des Grundbuchsgeſetzes und des $ 36 der C O., wonach den 
Executionskoſten das für die Forderung erworbene Pfandrecht zukomme, 
auch auf die fraglichen Koſten anwendbar ſei, da den Steuerbehörden 
der Weg der Realexecution erſt nach fruchtlos gebliebener Mobilar⸗ 
execution geſtattet ſei. 

Ueber Recurs des Tabulargläubigers hat das k. k. Oberlandes— 
gericht in Graz mit Eutſcheidung vom 31. October 1882, 3. 13.473, 
in Erwägung, daß den zur Einbringung von Steuerrückſtänden ange- 
laufenen Mobilarexecutionskoſten ein Pfandrecht auf unbewegliche Sachen 
kraft des Geſetzes bisher nicht eingeräumt iſt, und bezüglich der vom 
Steueramte angemeldeten derartigen Koſten per 6 fl. 40 kr. auch die 
Erwirkung eines auf die veräußerte Liegenſchaft richterlich bewilligten 
Pfandrechtes, in Folge deſſen dieſelben an die Zahlungsreihe zu gelangen 
hätten, nicht nachgewieſen wurde, den erſtrichterlichen Meiſtbotsver⸗ 
theilungsbeſcheid dahin abgeändert, daß die vom k. k. Steueramte an⸗ 
gemeldeten Mobilarexecutionskoſten bei der Vertheilung unberückſichtigt 
zu bleiben haben. 

Ueber Reviſionsrecurs beſtätigte der k. k. oberſte Gerichtshof mit 
Entſcheidung vom 20. Februar 1883, 3. 2042, die oberlandesgericht⸗ 
liche Entſcheidung mit Hinwetſung auf deren Gründe. Ger.⸗H. 


Gelege und Verordnungen. 
1884. II. Semefter. 


Neichsgeſetzblatt für die im Meichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


LI. Stück. Ausgeg. am 1. October. — 153. Conceſſionsurkunde vom 
15. Juli 1884 für die Locomotiveifenbahn von Aſch nach Roßbach. 154. 
Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 4. September 1884, betreffend die 
Ermächtigung des Nebenzollamtes J. Claſſe in Barzdorf zur Verzollung von Minerals 
ölen der Tarifnummern 119 a) und 121 a). 155. Kundmachung des Finanz- 
miniſteriums von 10. September 1884, betreffend die Ermächtigung des k. k. 
Hauptzollamtes zu Görlitz zur Abfertigung von denaturirtem Olivenöbl. — 
156. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 13. September 1884 wegen Aufhebung 
der Forderung eines gleichen Nettogewichtes für ſämmtliche Colli bei der gegen 
Stenerrückvergütung erfolgenden Ausfuhr von Pilezucker in Fäſſern. l 
Verordnung des Handelsminiſteriums vom 14. September 1884, betreffend die 
Einführung portofreier Eorreſpondenzkarten im öſterreichiſch-ungariſchen Poſt⸗ 


verkehre. — 158. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels 
vom 16. September 1884, betreffend die Giltigkeitsdauer der Deckungsurkunden 
für einige im Grenzbezirke controlpflichtige Waaren. — 159. Verordnung des 


Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 
16. September 1884, betreffend die Befugniſſe der Handlungsxeiſenden (wandernden 
Handelsageuten). — 160. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 23. September 
1884, betreffend den Beginn der Amtswirkſamkeit des Bezirksgerichtes Bieez in 
Galizien. — 
mit Beſtimmungen zu der den V. Prickſchen Spiritusmeßapparat betreffenden 
Beſchreibung und Verwendungsvorſchrift. — 162. Kundmachung des Finanz 
minifteriums vom 28. September 1884, betreffend die Errichtung von Nebenzoll— 
ämtern II. Claffe zu Katharein (Piltſcher Straße) und Prziwos. 

. II. Stück. Ausgeg. am 1. October. — 163. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 16. September 1884, womit der A. M. Beſchorner'ſche Spiritusmeßapparat 
bei der Productverſteuerung in Branntweinbrennereien zugelaſſen und deſſen 
Beſchreibung ſammt Zeichnung, ſowie die Verwendungsvorſchrift bekannt— 
gegeben wird. 

LIII. Stück. Ausgeg. am 25. October. — 164. Verordnung des Juſtiz— 
miniſteriums vom 29. September 1884, betreffend den Beginn der Antts⸗ 
wirkſamkeit des Bezirksgerichtes Unter Meidling in Niederöſterreich. — 165. 
Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 11. October 1884, betreffend die 
Ermächtigung der Hauptzollämter Bregenz, Buchs und St. Margarethen zur 
Austrittsbehandlung von Zucker. — 166. Verordnung des Handelsmiuiſters im 
Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 14. October 1884, betreffend 
die durch Müller betriebene Schwarzbrodbäckerei. 167. Kundmachung des 
Finauzminiſteriums vom 19. October 1884, betreffend die Ermächtigung des 
königl. ungarischen Nebenzollamtes I. Claſſe zu Esik Gyimes zur zollfreien Be— 
handlung von gebrauchten ſignirten Fäſſern. — 168. Kundmachung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 19. October 1884, betreffend die Erweiterung der Verzollungs— 
befugniſſe der Zollämter Zwornik, Vardiste und Cajnica. — 169. Verordnung 
des Handelsminiſteriums vom 25. October 1884, betreffend die Regiſtrirung 
der Yachten. 


LIV. Stück. Ausgeg. am 6. November. 170. Geſetz vom 11. April 
1874, betreffend den Abſchluß eines Uebereinkommens mit der Landesvertretung 
von Kärnten zur Regelung der Verhältniſſe des Staates zu dem Grundentlaſtungs⸗ 
fonde für Kärnten. 171. Conceſſionsurkunde vom 30. Auguſt 1884 für die 
Locomotiveiſenbahn von Budweis (Porie) nach Salnau. — 172. Verordnung des 
Finanzminiſteriums vom 8. October 1884, iu Betreff der Aenderung der Stempel⸗ 
marken. — 173. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 8. October 1884, 
womit geſtempelte Wechſelblanquctte der Kreuzerkategorien mit ſloveniſchem Texte 
in den Verſchleiß geſetzt werden. — 174. Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 8. October 1884, mit welcher geänderte Verſchlußmarken für Spielkarten 
eingeführt werden. — 175. Kundmachung des Handelsminiſteriums im Ein⸗ 
vernehmen mit den Miniſterien des Innern und der Finanzen vom 10. October 
1884, betreffend das Verbot des Haufirhandels im Gebiete des Curbezirkes 
Merau. — 176. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 26. October 1884, 
betreffend die Erweiterung des Wirkungskreiſes des k. k. Centraltax⸗ und 
Gebührenbemeſſungsamtes in Wien, dann der k. k. Gebührenbemefſungsämter in 
Prag und Lemberg. — 177. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 31. Oc⸗ 
tober 1884, betreffend die Errichtung einer Zollexpoſitur in dem Petroleumhafen 
zu Mlaka bei Fiume. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


96 


161. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 26. September 1884 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


LV. Stück. Ausgeg. am 25. November. — 178. Kundmachung des Min: 
ſteriums für Landesvertheidigung und des Finanzminiſteriums vom 9. October 
1884, womit die nachträgliche Einreihung der Gemeinde Hohenthurn in die 
5. Claſſe des Militär⸗Zinstarifes R. G. Bl. Nr. 140 ex 1881) verlautbart 
wird. 179. Conceſſionsurkunde vom 22. October 1884 für die Eiſen bahn 
von Schimitz an die Landesgrenze am Wlarapaſſe mit eventuellen Abzweigungen 
nach Koritſchan und Straßnitz. — 180. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
30. October 1884, betreffend die Zugehörigkeit der Ortsgemeinde Sttemenilfo 
mit Jaworicko zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Littau in Mähren. — 
181. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 2. November 
1884, betreffend die Erſtreckung des in der Verordnung der Miniſterien der 
Finanzen und des Handels vom 1. April 1884 (R. G. Bl. Nr. 41 für die 
obligatoriſche Einführung von Eiſenbahn-Frachtbriefen mit eingedrucktem Stempel 
zeichen feſtgeſetzten Zeitpunktes. 182. Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 14. November 1884, betreffend die Ueberweiſung der Finanzwach-Control 
bezirke Hainspach, Rumburg und Schluckenau aus der Finanzwachſection Reichen- 
berg in die Finanzwachſection Tetſchen. 183. Kundmachung des Handels— 
miniſteriums vom 14. November 1884, betreffend die Uebertragung der Aller— 
höchſten Conceſſion vom 19. Mai 1882 (R. G. Bl. Nr. 74) für die Localbahn 
von Schwechat nach Mannersdorf an die priv. öſterreichiſch⸗ungariſche Staats 
eiſenbahn-Geſellſchaft. 

. VI. Stück. Ausgeg. am 30. November. — 184. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 15. November 1884, betreſſend die Höhe des 
Schulgeldes an den Staatsmittelſchulen mit Ausnahme jener in Wien. 185 
Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 25. November 1884, betreffend die 
Errichtung eines Steuer- und gerichtlichen Depoſitenamtes in Unter-Meidling in 
Niederöſterreich. — 186. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 27. No 
veinber 1884, betreffend die Hinausgabe eines Nachtrages zum alphabetiſchen 
Waarenverzeichniſſe vom Jahre 1882 (R. G. Bl. Nr. 173). 

(Fortſetzung folgt.) 

Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Geuneralſeeretär der öſterr.-ungar. Staats 
eiſenbahn-Geſellſchaft in Wien Felix Louis Raspi taxfrei den Titel eines Regie 
rungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberiuſpectoren der Sudbahn-Geſollſchaft in 
Trieſt Friedrich Bömches und Joſeph Hainiſch das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſeph-Ordens, ferner dem Ingenieur Joſeph Krauſe das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen. N 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector und Verkehrschef der öſterr⸗ 
ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft in Prag Wenzel Reinelt das Ritterkreuz 
des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem erſten Rechunugsrathe des oberſthofmeiſter— 
ämtlichen Rechnungsdepartements Frauz Kunz anläßlich deſſen Penſionirung 
taxſrei den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Statthalterei in Trieſt in Verwendung 
ſtehenden Bezirkscommiſſär Albert Ritter Conti von Cedaſſamare den Titel 
und Charakter eines Statthaltereiſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzler des k. und k. Conſulates 
Friedrich Vella das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten in Wien Baurath Joſeph Hlawka 
den Orden der eiſernen Krone dritter Clafſe taxfrei verliehen. 

Der erſte Oberſthofmeiſter hat den Rechnungsrevidenten im oberſthof⸗ 
meiſterämtlichen Rechnungsdepartement Joſeph Leidinger zum Rechnungsrathe 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 


Statthaltereiſecretär Johann Ritter Neumann von Neube ra zum Bezirks⸗ 
hauptmanne in Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Miniſterialconcipiſten Dr. Max Schuſter 
zum Miniſterial⸗Viceſecretär im Finanzminiſterium ernaunt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Heinrich Steckl, 
Lang, Alois Mayer und Karl Haas zu Rechnungsräthen 
rium ernannt. 


in Corfu 


i b Paul 
im Finanzminiſte⸗ 


Erledigungen. 

Cuſtosſtelle (mit 1400 fl. Gehalt und 600 fl. Activitätszulage au dem 
6 6 116 cen Muſeum für Kunſt und Induſtrie, bis Mitte Juni. Amtsbl 
Nr. 113. 

Sanitäts⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der küſtenländi⸗ 
ſchen Statthalterei, eventuell eine Bezirksarztesſtelle gleichfalls in der zehnten 
Raugsclaſſe, ſowie eventuell eine Sanitäts⸗Aſſiſtentenſtelle mit 500 fl. Adiutum 
jährlich, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 114.) 

Kanzliſtenſtelle an dem Inſtitute für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung der 
5 2 1 in Wien in der eilften Rangsclaſſe, mit Ende Juni. (Amtsbl. 
Nr. .) 


2 DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift famm: 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Vogen 4 der Erkenntniſſe 1885. 
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Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


